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Finden Sie es richtig, dass im guatemaltekischen Haus-
haltsetat mehr Geld für den staatlich geförderten Sport vorge-
sehen ist als für den Umweltschutz oder das Justizwesen? In
Guatemala erhält gemäss verfassungsrechtlichen Bestimmun-
gen die Justiz 2% des nationalen Budgets, während der Sport
3% bekommt. Dies sind täglich etwas 800’000 Quetzales (ca.
100’000 US-$), die nächstes Jahr der Autonomen Vereinigung
des guatemaltekischen Sports (Confede) zur Verfügung ste-
hen werden, um den Sport zu fördern.

Die Confede besitzt eigenes Vermögen (das aber in Tat
und Wahrheit staatliche Gelder sind) und ist vom Bezahlen
jeglicher Steuern und sonstiger Abgaben befreit. Sich hinter
ihrem Autonimiestatus versteckend (schön wäre es, wenn es
sich auch um eine finanzielle Autonomie handeln würde) ver-
weigern die Verantwortlichen jede Auskunft über Ausgaben
und Einnahmen, die sie aus ihren saftigen Geschäften schöp-
fen wie z.B. dem Sponsoring und der Werbung oder den Ein-
tritten, welche die ZuschauerInnen bei Sportveranstaltungen
bezahlen.

Im Jahr 2005 erhielt die Confede staatliche 176’602’647
Quetzales. 160 Mio. davon gingen in „administrative Kosten“
der Vereinigung, 16 Mio. in „Anschaffungen“. Damit aber noch
nicht genug der staatlichen Sportförderung, denn eine weite-
rer Betrag geht ans Ministerium für Kultur und Sport und rund
40 Mio. Quetzales erhält das Olympische Komitee Guatema-
las. Insgesamt sprechen wir also von einer jährlichen staatli-
chen Sportförderung in Höhe von 300 Mio. Quetzales (ca. 37,5
Mio. US-$).

Gemäss Verfassung muss die Hälfte der 3% der staatli-
chen Förderung der Confede, ein Viertel dem Schulsport und
ein weiteres Viertel dem Nicht-Regierungs-Sport zur Verfügung
gestellt werden. Das Budget der Confede stieg Jahr um Jahr
um Millionen von Quetzales. Rund 134 Mio. waren es im Jahr
2001, 146 Mio. im Jahr 2002, 164 in 2003, 176 in 2004. Für 2006
ist ein erhält Etat von 191 Mio. Quetzales vorgesehen, das ist
mehr als jenes des Umweltministeriums (dessen Budget mit
knapp 37 Mio. Quetzales gerade mal dem entspricht, was die

Regierung jährlich für Eigenwerbung ausgibt) und mehr
als die nationale Rechnungsprüfungsinstanz, eine der wich-
tigen Institutionen im Zusammenhang mit der Korrupti-
onsbekämpfung. Dass der Sport mehr Geld bekommt als
das Justizwesen zeigt, dass der Zugang zur Justiz das Pri-
vileg einiger weniger ist und die grosse Mehrheit, vor al-
lem in ländlichen Gegenden, davon ausgeschlossen ist.

Autonomie und Korruption sind zwei Begriffe, die
eng mit dem staatlich geförderten Sport, sprich mit der
Confede verbunden sind. Ein Beispiel: Die Kosten für die
Eröffnungsfeier der 8. Zentralamerikanischen Spiele, die
am 8. und 9. Dezember in Guatemala stattfanden, wurden
mit 10 Mio. Quetzales budgetiert. An der Ausschreibung
für die logistische Durchführung dieser Veranstaltung
nahm genau ein Unternehmen, die Corseinsa, teil, spezia-
lisiert auf „Autowaschen, Verdunkeln von Autoscheiben,
Pneuwechsel und Auswuchtung von Autofelgen“. Die
Ausschreibung fand am 10. August statt, der Vertrag mit
dem oben genannten Unternehmen war zu diesem Zeit-
punkt bereits unterschrieben. Im Jahr 2001, als die Zentral-
amerikanischen Spiele ebenfalls in Guatemala stattfanden,
kostete die Eröffnungsfeier 1’250’000 Quetzales, also ge-
nau acht Mal weniger. Hinter der Corseinsa steckt William
Morales vom Unternehmen Mercado Deportivo, das seit
Jahren in der Werbung für Sportveranstaltungen tätig ist.

Am vergangenen 12. November wurde die Leitung
sowohl von Confede wie auch vom Olympischen Komitee
neu gewählt. Für das Olympische Komitee wurde Oswal-
do Méndez Herburger vorgeschlagen, der bereits Präsi-
dent von Confede war und dort der Geldhinterziehung
beschuldigt wurde. Ebenfalls war er während der Regie-
rung von Ex-Präsident Serrano Elías in einen Skandal der
Energie-Firma Enron involviert. (Wieder-)gewählt wurde
schliesslich der Gegenkandidat, Fernando Beltranena, der
das Komitee bereits seit 12 Jahren präsidiert, während Her-
burger als Mitglied des Ehrengerichts des Komitees ge-
wählt wurde.

Zahlenakrobatik rund ums Staatsbudget
Die Diskussionen rund um das Haushaltsbudget des guatemaltekischen Staates (siehe ¡Fijáte! 349) prägten in den

letzten Wochen die Schlagzeilen in den Medien und die Gespräche in den Gängen des Kongresses. Zahlen in Millionenhöhe
bergen in sich die Verlockung, Vergleiche anzustellen und Umverteilungsvisionen zu entwickeln. In diesem Zusammenhang
erschien in der Internetzeitschrift cambio3 der folgende Zahlen-Sport-Artikel von Byron Barrera.

Ebenfalls zu Zahlenspielereien aufgelegt war die Gruppe gegenseitiger Hilfe (GAM), welche die Budgetdiskussion als
Anlass nahm, den Hungerbekämpfungsdiskurs der Regierung den real budgetierten Zahlen in diesem Bereich gegenüber-
zustellen und einen Vergleich mit dem Cero Hambre- Programm der brasilianischen Regierung zu ziehen. Wir veröffentlichen
eine Kurzfassung des daraus entstandenen Dokuments.

„Ein Land, das nie an einer Fussballweltmeisterschaft teilgenommen hat,
gibt mehr aus für den Sport als fürs Justizwesen“
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Am 22. Oktober wurde der neue
Vorstand der Nationalen Fussballverei-
nigung (Fedefutbol) neu gewählt. Für die
Präsidentschaft kandidiert hatten Oscar
Rolando Arroyo Arzú und Bryan Jiménez
Hernández. Arroyo und drei weitere bis-
herige Vorstandsmitglieder der Fedefut-
bol wurden bezichtigt, im vergangenen
Sommer in einen Ticket-Verkaufsbetrug
involviert gewesen zu sein. Jiménez sei-
nerseits hat einige Gerichtsverfahren hän-
gig wegen Betrugs und Diebstahls.

Fussball ist denn auch ein weiteres
Nest der Korruption. Mauricio Caballe-
ros, Ex-Präsident der Fedefutbol war im
Jahr 2003 wegen Veruntreuung von Gel-
dern angeklagt. Der Wieder- bzw. Mehr-
fachverkauf von Tickets für Sportveran-
staltungen, die Fälschung von T-Shirts,

Eine Analyse der prozentualen Ver-
teilung öffentlicher Gelder seit dem Jahr
1996 zeigt eine gleichbleibende Tendenz.
Ebenfalls gleich bleibt die Tatsache,
dass zu Beginn der jeweiligen Budget-
debatte der Grossteil der Gelder bereits
verteilt ist, rund 60% des Budgets sind
gebundene Posten, damit die Instituti-
on „Regierung“ überhaupt funktionie-
ren kann und damit Darlehen und Staats-
schulden zurückbezahlt werden können.
Dies lässt ernsthafte Zweifel am politi-
schen Willen der Regierungen aufkom-
men, die seit der Unterzeichnung der
Friedensabkommen an der Macht waren
und die allesamt behaupteten, sie wür-
den in ihren Etats die Umsetzung der Ab-
kommen berücksichtigen.

Überhaupt werden entwicklungs-
und sozialpolitische Veränderungen und
Aktualitäten bei der Budgetplanung
nicht genügend berücksichtigt, wie das
Beispiel des Hurrikan Stan beweist, der
grosse Teile Guatemalas just zum Zeit-
punkt der Budgetdebatte zerstörte.
Auch die von der Regierung verspro-
chene Umsetzung der Milleniumsziele
spiegeln sich in der Aufteilung des
Staatsetats nicht wider. Es ist mittelfri-
stig keine Politik auszumachen, mit der
z. B. der Hunger bekämpft werden könn-
te. Nahrungsmangel und Hunger sind
Probleme, die immer mehr Teile der gua-
temaltekischen Bevölkerung betreffen
und gemäss den Worten des brasiliani-
schen Präsidenten, Lúis Ignacio Lula de
Silva, der kürzlich in Guatemala zu Be-
such war und sein Programm Cero Ham-
bre vorstellte, zu einem kollektiven Ge-
nozid führen werden, wenn sie nicht
vordringlich behandelt werden.

Leider haben unsere Behörden
grösseres Interesse daran, Freihandels-
abkommen zu unterzeichnen, als sich mit
dem Programm von Präsident Lula aus-

das ganze Sponsoringwesen, der „Han-
del“ der Spieler, all dies sind Quellen der
Korruption, die fröhlich sprudeln.

Als Präsident von Confede wurde
zum dritten Mal Mario Rolando Castro
wiedergewählt. Offiziell und wie er selber
behauptet, lebt er von seinen Renten,
doch auch er wurde während seiner Amts-
zeit immer wieder der Geldhinterziehung,
der illegalen Geschäfte und dem unver-
hältnismässigen Abrechnen von Spesen-
geldern beschuldigt. Im Jahr 1988 unter-
nahm er z. B. eine Reise nach Deutsch-
land, für die er 8 Mio. US-$ an Spesen
kassierte.

Der nationale Sport wird von einer
regelrechten Mafia gesteuert. Er hat zwar
einen autonomen Status, erhält aber von
der Regierung mehr Geld als das Justiz-

wesen, mit dem Unterschied, dass dieses
gratis ist, dass von ihm Resultate erwar-
tet werden und dass es als Garant für eine
funktionierende Demokratie gilt. Der Sport
seinerseits dient als fruchtbarer Boden für
Millionengeschäfte. Weshalb müssen ihm
also noch öffentliche Gelder zugespro-
chen werden?

Wäre es nicht besser, den Gemein-
debehörden würden die Gelder und die
Verantwortung für die sportlichen Aktivi-
täten in ihren Gemeinden übertragen? Im
Moment ist es nämlich so, dass der Staat
das Hobby der Reichen finanziert und ih-
nen auf dem Silbertablett ein millionen-
schweres Budget serviert, damit ihre Un-
ternehmen noch reicher werden und sie
weitere gründen können.

Bezahlen wir dafür unsere Steuern?

Cero Hambre - Ist das brasilianische Modell auf Guatemala übertragbar?
einander zu setzen, von dem Guatemala
einiges lernen und kopieren könnte.

Wie die Regierungen vor ihr, ver-
sprach auch die aktuelle, ihr Budget ge-
mäss den in den Friedensabkommen
definierten Prioritäten zu berechnen und
zu verteilen. Konkret wären das Aufstok-
kungen in den Bereichen Bildung, Ge-
sundheit und Wohnen sowie Sicherheit
und Justiz.

Genau in diesen vier Bereichen hat
sich budgetmässig in den letzten Jahren
aber gar nichts getan, was über eine Ver-
änderung von mehr als 1% hinausge-
gangen wäre, ausser bei dem Gesund-
heitssektor, der im Vergleich zum Jahr
2001 im nächsten Jahr 1.12% weniger be-
kommt. Überhaupt gibt es insgesamt nur
drei Budgetposten, die mehr als 10% des
Gesamtbudgets ausmachen. Einer davon
ist für die Rückzahlung der Schulden be-
stimmt (18.45% im Vergleich zu 14.27%
im Jahre 2001) die Bildung mit 14.5%
(13.8% im Jahre 2001) sowie der ominö-
se Posten Obligaciones del Estado a
Cargo del Tesoro (OECT), der mit
31.73% der am weitaus grösste Budget-
posten ist. Über diesen Posten werden
im Laufe des Jahres vorgenommene
Budgeterhöhungen einzelner Ministeri-
en finanziert oder Ausgaben, die wäh-
rend des Jahres per Regierungsdekret,
oder aufgrund spezieller bzw. internatio-
naler Gesetze getätigt werden müssen.
Aus dieser „Kasse“ wird u. a. auch das
Justizwesen finanziert. Es ist ein Bud-
getposten, der sehr breit ausgelegt wer-
den kann und der alles andere als trans-
parent gehandhabt wird, mit Vorliebe
werden darüber z. B. auch „politische
Schulden“ beglichen.

Gekürzt wurde für 2006 auch der
Budgetposten Secretarías y otras De-
pendencias del Ejecutivo, über den eine
Vielzahl der Programme im Rahmen der

Friedensabkommen, z. B. das Friedens-
sekretariat, das Wiedergutmachungs-
programm PNR, aber auch die diversen
Sozialfonds laufen. Was das Thema Er-
nährungssicherheit beitrifft, wurden ihm
im Jahr 2004 450 Mio. Quetzales zuge-
sprochen, im Jahr 2005 noch 48 Mio. und
für 2006 nur noch 39 Mio. Quetzales. Wo
ist hier eine Sozialpolitik generell und
eine Politik zur Bekämpfung des Hun-
gers im Speziellen auszumachen?

Brasilien lässt im 2006 2.23% des
gesamten Staatsbudgets in das Pro-
gramm Cero Hambre fliessen, während
Guatemala für sein Programm zur Ernäh-
rungssicherung für nächstes Jahr
0.0011% des Gesamtbudgets vorsieht.
Das Programm Cero Hambre wurde von
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der brasilianischen Regierung im Jahr
2003 gestartet und hat zum Ziel, verschie-
dene Regierungsprogramme und die
Arbeit verschiedener Ministerien so zu
koordinieren, dass Armut und Hunger
effektiv bekämpft werden können. Das
Programm umfasst längerfristige struk-
turelle Veränderungen wie auch kurzfri-
stige Nahrungsmittelhilfe. Bereits im drit-
ten Jahr (2005) hat sich das Budget für
Cero Hambre mehr als verdoppelt. Par-
allel zu diesem Programm läuft in Brasili-
en eine Agrarreform, in deren Rahmen
innerhalb von vier Jahren 530’000 Fami-
lien zu Land kommen sollen. Ein weite-
rer Schwerpunkt des Programms ist die

Bildung.
Die Wirtschaft Brasiliens kann

nicht mit der Guatemalas verglichen wer-
den, da ganz unterschiedliche Voraus-
setzungen und Potentiale vorhanden
sind. Trotzdem könnte Brasilien im Be-
reich der Armutsbekämpfung, der Bil-
dungs- und der Entwicklungspolitik als
Beispiel für Guatemala dienen, denn min-
destens der krasse Arm-Reich-Gegen-
satz trifft für beide Länder in ähnlicher
Weise zu.

Das Beispiel Brasiliens zeigt die
Wichtigkeit der Diskussion über die sub-
sidiäre Rolle des Staates auf, eine Dis-
kussion, die im Rahmen der neolibera-

len Strömung unter den Tisch gewischt
wurde. Ziel einer solchen Diskussion
muss es sein, die Notwendigkeit öffent-
licher Programme einzusehen, die tat-
sächlich den Bevölkerungskreisen und
Gemeinden zu Gute kommen, die unter
Elend und Hunger leiden. Und zwar müs-
sen solche Programme weiter gehen als
die Armuts-Bekämpfungs-Rezepte der
internationalen Finanzinstitutionen, die
zum Teil verheerende Auswirkungen
hatten. Unbedingt wichtig ist auch, dass
nicht parteipolitische Interessen eine
Budgetdebatte bestimmen, sondern eine
längerfristige nationale Perspektive ein-
genommen wird.

Gesundheitswesen zahlt die Rechnung der Gewalt
Guatemala, 15. Dez. Das Gewalt-

klima, das im Land herrscht, hat die Kran-
kenhäuser angesichts der Anzahl der
verletzten Personen, die täglich einge-
liefert werden, bereits an den Rand des
Kollapses gebracht. Im Vergleich zu den
vergangenen Jahren sind die Kosten, die
das Sozialversicherungsinstitut (IGSS)
für medizinische Behandlungen aufwen-
det, in diesem Zusammenhang um 20%
gestiegen. Auch Verkehrsunfälle werden
unter die Gewalttaten summiert. Die Zahl
der im IGGS behandelten Frauen ist auf-
grund des Anstiegs der Gewalt von 2%
im Jahre 2000 auf 12% in 2005 gestiegen.
Jeden Tag werden im Rehabilitations-
krankenhaus 35 neue Gewaltopfer ein-
geliefert. Der Klinikdirektor Juan Carlos
Lorenti berichtet, dass bis 2000 der Gros-
steil der PatientInnen einer Rehabilitati-
onsbehandlung aufgrund von gewöhn-
lichen Krankheiten, Landwirtschafts-
oder Arbeitsunfällen bedurfte, diese
stellten inzwischen jedoch eine Minder-
heit dar.

Mit mehr als 5’000 Toten aufgrund
von Gewalt verwandelt sich das Jahr
2005 in das gewaltsamste Jahr in der
neueren Geschichte des Landes. Die
Nationale Zivilpolizei registrierte bis
Ende November 5’181 Morde, allein in
der Hauptstadt wurden im gleichen Zeit-
raum 1,987 gezählt. 75% der Opfer sind
aufgrund von Verletzungen durch
Schusswaffen umgekommen, der Rest
durch Stichwaffen, Schläge und Erwür-
gen. 586 der Toten sind Frauen, 1,349
waren zum Todeszeitpunkt zwischen 18
und 36 Jahren alt.

Der Direktor des Leichenschau-
hauses, Dr. Mario Guerra, informiert, dass
515 Leichen von Minderjährigen einge-
liefert wurden. „Wir haben unter ande-
rem Kinderleichen im Alter zwischen zwei
und vier Jahren in Empfang genommen,
von denen die meisten ihr Leben verlo-
ren haben, da sie von Schusswaffen
getroffen wurden“, so Guerra.

Derweil seien laut PNC-Bericht die
Zahlen von Diebstählen und Raub in

Banken, Geschäften, Wohnhäusern, Kir-
chen und Bussen sowie von Autos ge-
gen Touristen weniger geworden. Im
Jahr 2004 wurden demnach 18’766 Dieb-
stähle registriert, im Laufe von 2005 da-
gegen 15’862). Mit 2’526 Fällen im lau-
fenden Jahr wurden 16 Fälle von häusli-
cher Gewalt weniger denunziert als im
vergangenen, 282 Vergewaltigungen in
2005 wurden gegenüber 363 im Jahr 2004
und 52 Entführungen gegenüber 51 in
2004 gemeldet.

Während PNC-Direktor Erwin Spe-
risen auf der Theorie beharrt, dass es
sich in der Mehrheit der Mordfälle um
Auseinandersetzungen und Rech-
nungsbegleichungen zwischen Mitglie-
dern des organisierten Verbrechens han-
dele – nicht zu vergessen, dass darin
die Jugendbanden mit inbegriffen sind!,
schätzt das Menschenrechtsprokurat
(PDH), dass in 95,8% der Gewalttaten
weder ermittelt wird und erst recht keine
Verdächtigen auftauchen und allein
0,03% der Fälle in irgendeiner Weise vom
Gerichtswesen gelöst werden. Das be-
deute, so der Menschenrechtsombuds-
mann Sergio Morales, dass in Guatema-
la  ganz klar die Regel Straflosigkeit heis-
se. Dementsprechend interpretiert Ade-
la de Torrebarte von der Vereinigung
Madres Angustiadas, dass der Rück-
gang der Anzeigen von Gewalttaten rück-
gängig ist aufgrund der Angst vor Re-
pressalien durch die Täter und des Mis-
strauens in die zuständigen Autoritäten,
die nicht selten selbst die Täter sind.

Das Innenministerium hat unter
anderem festgestellt, dass die neuen
Streifenwagen, mit denen die PNC vor
wenigen Monaten ausgerüstet wurde,
von den AgentInnen skrupellos für De-
likte genutzt werden. Bis zu 2’500 Poli-
zeiangestellte stehen im Verdacht, sich
an Entführungen, Diebstahl, Erpressung
und Korruption zu beteiligen. Die ange-
zeigten Fälle sind noch einmal gestie-
gen, nachdem angekündigt wurde, die
erste „Säuberung“ der Polizei in diesem
Jahr, bei der 2´500 AgentInnen entlas-

sen wurden, im Januar um die Kündi-
gung von weiteren 1’500 Angestellten
fortzusetzen.

Die Polizeigruppe, die fast vollstän-
dig entlassen werden wird, ist die 90
Leute zählende Fiskal- und Grenzeinheit,
die für die Supervision des Warenver-
kehrs zuständig ist, um Schmuggel zu
verhindern. Statt diese Aufgabe zu er-
füllen, widmeten sie sich offensichtlich
eher dem Erpressen und der Erleichte-
rung des Transportes illegaler Waren.

Die Vermutung besteht, dass die
derzeit „noch aktiven“ PolizistInnen kri-
minelle Kontakte zu den bereits Entlas-
senen pflegen. Ein hoher Prozentanteil
derer, die gehen müssen, besetzt Posten
mittleren und oberen Ranges der PNC.

Guatemala, 02. Dez. Das Institut
für vergleichende Studien im Strafrecht
(IECCP) ermittelte in einer Studie mittels
Interviews mit 154 inhaftierten Frauen,
die 75% der Festgenommenen darstel-
len, dass die Mehrheit von ihnen wäh-
rend und nach der Festnahme Opfer von
sexueller Belästigung, Vergewaltigung,
Aggressionen, Enteignung ihrer Habse-
ligkeiten und Anomalien im Prozedere
der Verhaftung durch Polizisten wurde.
Nicht nur wurden viele der Frauen ohne
rechtliche Basis von der Nationalen Zi-
vilpolizei (PNC) festgenommen, sondern
22 von 100 Frauen berichten unter an-
derem, dass sie bei der Einweisung in
die Polizeistation von Männern ihrer
Kleidung entledigt, analen wie vagina-
len Checks unterzogen und mit nacktem
Körper fotografiert wurden. 27% der In-
terviewten erhielten laut Aussage Mord-
drohungen, damit sie keine Anzeige er-
statteten. Laut der Studie wurde ein Gros-
steil der Frauen vor und in der Haft ge-
schlagen, gefoltert und auf grausame,
unmenschliche Art behandelt.

Frauen in Haft
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habe, dass die Anwendung von Gewalt
gegenüber Menschen, die ihr legitimes
Recht einfordern,  das nationale und in-
ternationale Ansehen schädige. Die Er-
klärung der Regierung, weshalb die Fin-
caräumungen zurückgegangen seien
lautet, dass man erfolgreich auf den Dia-
log zurückgegriffen habe, um soziale
Konflikte zu lösen.

Die CNOC informierte weiter, dass
es aktuell im Land 92 besetzte Fincas gibt,
eine Massnahme der BäuerInnen, um ihre
Rechte wie die Zahlung von Zusatzlei-
stungen, bessere Arbeitsbedingungen,
würdevolle Löhne etc. einzufordern.

Guatemala, 16. Dez. „Lohnver-
handlungen in Guatemala zu führen, spe-
ziell wenn die Regierung als Vermittlerin
auftritt, ist etwa ebenso schwierig, wie
Öl und Wasser zu mischen“, schreibt Er-
win Pérez im Leitartikel von Incidencia
Demorática vom 1. Dezember.

Laut guatemaltekischem Gesetz
muss jeweils bis Ende November eine
aus ArbeitnehmerInnen, ArbeitgeberIn-
nen und der Regierung zusammenge-
setzte Kommission über die Mindestlöh-
ne für das kommende Jahr verhandeln.
Kommt es zu keinem Kompromiss, liegt
es in der Hand des Präsidenten, einen
entsprechenden Entscheid zu fällen.

Unter der Regierung von Präsident
Portillo war es immer so: die Verhand-
lungen scheiterten und der Präsident
entschied. Im Jahr 1999 betrug der Min-
destlohn für LandarbeiterInnen 19.65
Quetzales (ca. 2.45 US-$), im Jahr 2000
stieg er auf 21.62 Q, 2001 auf 25.08 Q,
und so weiter, bis ins Jahr 2004, wo er
auf 38.60 Q festgelegt wurde. Dieser
blieb auch im Jahr 2005 gültig, da einmal
mehr keine Einigung erzielt wurde.

Da auch die Lohnverhandlungen
für das Jahr 2006 scheiterten, kündigte
Präsident Berger am 1. Dezember per Re-
gierungsdekret eine Gehaltserhöhung
von 10% an, was 3.86 Q bzw. 0.5 US-$
pro Tag entspricht. Dies entspricht ei-
nem Monatslohn von 1,548.80 Quetza-
les für ArbeiterInnen auf dem Land und
1584.80 für diejenigen in den Städten.
Die Inflation hat aber in den Jahren, in
denen es keine Lohnanpassungen gab,
mehr als 20% betragen, was die logische
Konsequenz hatte, dass die Kaufkraft
der ArbeiterInnen stark beeinträchtig
wurde. In den vergangenen fünf Jahren
erhöhte sich zwar der Mindestlohn um
18.95 Q pro Tag, die Preise des Grund-
warenkorbs stiegen aber unverhältnis-
mässig. Heute kostet er für eine fünf-
köpfige Familie monatlich 2765 Q, das
entspricht 64 Tageslöhnen.

Sowohl ArbeitnehmerInnen- wie
ArbeitgeberInnenseite sind verärgert
über den Entscheid des Präsidenten. Die
ersten, weil ihnen die Lohnerhöhung als
zu gering erscheint, die zweiten, weil
Berger nach den gescheiterten Verhand-
lungen vor einem Jahr versprach, für
diesmal einen Vorschlag auf der Basis
eines Produktivitätslohns zu machen;
eine Idee wiederum, die den Arbeitneh-
merInnen nicht passt.

Zum Thema Löhne machte die
Nachrichtenagentur Inforpress sowohl
in den USA wie in Guatemala eine Um-
frage in vier verschiedenen Arbeitsbe-
reichen (Bankensektor, transnationale
Fast-Food-Ketten, Supermärkte und
Zuckerrohranbau). Das Ziel war, die
Kaufkraft der ArbeiterInnen bezüglich
des Produktes, das sie herstellen, zu er-
fassen. Die Resultate sind für die guate-
maltekischen ArbeiterInnen ernüch-
ternd.

Die Fast-Food-Ketten arbeiten in
den USA und in Guatemala mit der sel-
ben Technologie und die Produktions-
prozesse sowie das erforderte techni-
sche Wissen der Angestellten sind iden-
tisch. Eine Angestellte von McDonald´s,
die in den USA einen täglichen Mindest-
lohn von 49.20 $ verdient, kann sich da-
mit 12 Big Mac „Combos“ leisten, eine
Angestellte in Guatemala mit einem Ta-
geslohn von 7.92 $ kann sich genau 2
„Combos“ täglich kaufen.

Auf dem Land ist die Situation
noch schlimmer. Das Nationale Stati-
stikinstitut (INE) geht davon aus, dass
rund 95% der LandarbeiterInnen weni-
ger als den Mindestlohn verdienen, im
Gegensatz zu den ArbeiterInnen im
Nicht-Landwirtschaftsbereich, wo etwa
64% der Angestellten weniger als den
Mindestlohn bekommen. Weiter sind
laut INE rund 35% der Arbeitstätigen un-
terbeschäftigt und rund 3.5 Mio. Perso-
nen arbeiten im informellen Sektor.

Der Unternehmersektor hat ver-
sucht, die Regierung dahingehend un-
ter Druck zu setzen, dass diese den in-
formellen Arbeitssektor unterbindet,
doch dafür bräuchte es unter anderem
mehr Arbeitsplätze und bessere Löhne
im formellen Sektor. Doch jedes Mal,
wenn die Regierung davon spricht, den
Mindestlohn herauf zu setzten, drohen
die UnternehmerInnen mit massiven Ent-
lassungen.

Bezüglich der Situation der Arbei-
terInnen im Landwirtschaftsbereich ver-
öffentlichte die Nationale Koordinati-
on der BäuerInnenorganisationen
CNOC kürzlich eine Studie. Darin
schreibt sie, dass auf den von CNOC
befragten 50 Fincas im ganzen Land
bloss 3.3% der LandarbeiterInnen über-
haupt einen Arbeitsvertrag hätten. In
den meisten Fällen würde eine Anstel-
lung mündlich abgemacht, oft nicht ein-
mal direkt mit dem Fincabesitzer, sondern
mit einem Mittelsmann. CNOC kritisiert
auch das Arbeitsministerium, das seinen
Job nicht gut mache und nicht im Inter-

esse der ArbeiterInnen handle. Von den
untersuchten Fincas seien bloss 10%
vom Arbeitsministerium inspiziert wor-
den.

Auch das Komitee der BäuerInnen-
einheit (CUC) legte dieser Tage die Er-
gebnisse seiner alljährlichen Bestands-
aufnahme der Situation vor, in der die
indigene und BäuerInnenbevölkerung
lebt. Darin wird der allgemeine Ver-
schlechterungstrend rundweg bestätigt.
Rafael González, Koordinator vom CUC
erläuterte: Während 2005 seien die Pro-
duktpreise beispielsweise vom Propan-
gas, vom Kraftstoff, Transportkosten
und Strom gestiegen, was sich in den
Preisen aller anderen Produkte, nament-
lich der Grundnahrungsmittel, deutlich
widerspiegle. Die von Berger angekün-
digte Mindestlohnerhöhung bezeichne-
te González als ironisch, die Gehälter blie-
ben weiterhin Hungerlöhne.

Die Agrarproblematik habe sich
derweil laut CUC-Beobachtung ver-
schärft, denn anstatt Lösungsmechanis-
men zu suchen, habe die Regierung zur
Repression gegriffen und eine politische
Richtung verfolgt, die den bäuerlichen
Forderungen entgegenwirke wie Haftbe-
fehle gegen BäuerInnenführerInnen und
illegale Festnahmen, wie im Fall einer
BäuerInnenführerin aus Puerto de San
José, Escuintla.

Die Ausbeutung der Arbeitskraft
von tausenden von GuatemaltekInnen
in landwirtschaftlichen Unternehmen,
die Zuckerrohr, Kaffee, Gummi oder an-
dere Produkte verarbeiten sowie politi-
sche Massnahmen, die das Arbeitsrecht
aufweichen wie die Arbeitsflexibilisie-
rung, das Schliessen von Zeitverträgen,
ungerechtfertigte Entlassungen, der
Mangel an Organisationsfreiheit und
Akkordarbeit, sind weitere Kritikpunkte
der organisierten BäuerInnen.

Das CUC fordert die Regierung auf,
den Geist und Inhalt der Friedensverträ-
ge wieder aufzugreifen und bittet die
Internationale Gemeinschaft um Solida-
rität und Begleitung.

Gescheiterte Lohnverhandlungen

Guatemala, 9. Dez. Die Nationale
Koordination der BäuerInnenorgani-
sationen (CNOC) gab bekannt, dass es
im Jahr 2005 insgesamt 22 Fincaräumun-
gen gab, wobei es in sechs Fällen zu Ge-
waltanwendung seitens der Behörden
kam. Dies war der Fall z. B.bei den Räu-
mungen der Fincas El Corozo in Suchi-
tepéquez (siehe ¡Fijáte! 327) oder in Santa
Gertrudis in Santa Maria Xalapán, Jutia-
pa (siehe ¡Fijáte! 348). Gilberto Atz er-
klärte, dass die verhältnismässig gerin-
ge Zahl gewalttätiger Räumungen nicht
auf den Goodwill der Regierung zurück-
zuführen sei, sondern weil diese gemerkt

22 Fincaräumungen im Jahr 2005
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Guatemala, 5. Dez. Die Mehrheit
der Opfer innerfamiliärer und sexueller
Gewalt verzichten auf eine Anzeige auf-
grund von Drohungen seitens des Tä-
ters, Bestechung oder Fahrlässigkeit der
Behörden. Dies ist eines der Ergebnis-
se, zu dem die vom Institut für verglei-
chende Studien im Strafrecht (IECCP)
herausgegebene Studie «Gewalt gegen
Frauen: Der Umgang seitens der Justiz»
gekommen ist. Das Dokument zeigt auf,
dass das Fehlen von Anzeigen eines der
grössten Probleme beim strafrechtlichen
Verfolgen sexueller Gewalttaten ist. Vor
allem bei innerfamiliärer Gewalt gibt es
eine Dynamik, die sehr schwer zu durch-
brechen ist. Der Täter, den die Frau ei-
gentlich liebt, bittet um Verzeihung, ver-

Opfer von Gewalt verzichten auf Anzeige

Guatemala, 16. Dez.  In letzter Zeit
steht das Thema CICIACS (Kommissi-
on zur Untersuchung illegaler Körper-
schaften und klandestiner Sicherheits-
apparate) wieder einmal aktuell im Rau-
me. Dermassen, dass Vizepräsident Edu-
ardo Stein persönlich zum UNO-Gene-
ralsekretär Kofi Annan nach New York
reiste und bei seiner Rückkehr begeistert
davon sprach, in sechs Monaten könne
es soweit und die CICIACS eine Realität
sein.

Was ist geschehen, dass es nun
plötzlich so schnell vorwärts zu gehen
scheint, nachdem die im Jahr 2003 von
den Menschenrechtsorganisationen
vorgeschlagene CICIACS als verfas-
sungswidrig abgelehnt und sämtlichen
angepassten Vorschlägen legale und po-
litische Hindernisse in den Weg gestellt
wurden?

Seit Sommer 2004, als der damalige
CICIACS-Entwurf vom Verfassungsge-
richt zurückgewiesen wurde, versprach
die Regierung, einen neuen Vorschlag
auszuarbeiten. Ein solcher liegt nun vor,
ausgebrütet von der Präsidialen Men-
schenrechtskommission (COPREDEH)
unter Leitung von Frank LaRue. Bezie-
hungsweise liegt er eben nicht vor, son-
dern wird unter absoluter Geheimhaltung
gehalten. Selbst die damals das Thema
CICIACS lancierenden Menschen-
rechtsorganisationen wurden weder be-
ratend beigezogen noch wurde ihnen die
jetzige Fassung vorgelegt, was diese
entsprechend ärgert.

Einerseits befürchten sie, dass ihre
ursprüngliche Idee verwässert bzw. gar
nicht im neuen Vorschlag aufgenommen
wurde. Gemäss Claudia Paz vom Institut
für vergleichende Studien im Strafrecht
(IECCP) werden die Menschenrechtsor-
ganisationen keine CICIACS gutheis-

CICIACS – die Regierung im Alleingang
sen, die sich nicht auf die internationa-
len Menschenrechtskonventionen stüt-
ze und die nicht in autonomer Weise von
der UNO geleitet werde. Es gäbe keinen
Grund, nicht transparent mit dem The-
ma umzugehen, heisst es in einer ge-
meinsamen Presseerklärung verschiede-
ner Menschenrechtsorganisationen
zum Schweigen der Regierung bezüglich
ihrem CICIACS-Vorschlag. Auch der
staatliche Menschenrechtsprokurator,
Sergio Morales, äusserte sich erstaunt
und befremdet darüber, dass er nicht in
die Ausarbeitung des Vorschlages ein-
bezogen wurde.

Frank LaRue seinerseits bedauert
die Position der Menschenrechtsorga-
nisationen und ihr Misstrauen ihm ge-
genüber. Sobald die Legislative grünes
Licht gegeben habe, was Anfang 2006
der Fall sein soll, würden auch sie dar-
über informiert, heisst es seitens La-
Rues.

Die Befürchtungen der Menschen-
rechtsorganisationen kann man durch-
aus verstehen, wenn man das Interview
liest, das eine guatemaltekische Tages-
zeitung kürzlich mit dem Innenminister
Carlos Vielmann geführt hat. Darin
spricht er im Zusammenhang mit der
Bekämpfung des organisierten Verbre-
chens in einem Atemzug von der CI-
CIACS und der Einführung von sog.
RichterInnen ohne Gesicht. Diese Figur
wurde damals von General Efraín Ríos
Montt eingeführt, um als StaatsfeindIn-
nen erklärte Personen im Schnellgang zu
verurteilen.

Vielmann plädiert für diese Mass-
nahme mit der Begründung, so die Si-
cherheit des Justizpersonals zu garan-
tieren, die sich mit Untersuchungen von
illegalen und Mafiastrukturen durchaus
einem grossen Risiko aussetzen. Rich-

terInnen ohne Gesicht – und ohne Ver-
antwortung –  einzusetzen, würde dem
aber nicht abhelfen, schreibt Oscar Cle-
mente Marroquín in der Tageszeitung La
Hora vom 12. Dezember. Was Guatema-
la brauche, seien RichterInnen mit Mut
und der notwendigen Standhaftigkeit,
um die Gesetze unter allen Umständen
anzuwenden und die sich nicht nur dem
organisierten Verbrechen gegenüberstel-
len würden sondern auch der wankel-
mütigen öffentlichen Meinung, die stän-
dig manipuliert werde, schreibt Marro-
quin weiter.

spricht, dass es nie wieder vorkomme,
was die Frau ja nur zu gerne glauben
möchte. Zur emotionalen, kommt in vie-
len Fällen die ökonomische Abhängig-
keit der Frau von ihrem Partner, was eine
Anklage oder eine Trennung schwierig
macht.

Oft kommt es nicht zu einer Ankla-
ge, weil der zuständige Richter illegaler-
weise dazu bereit ist, aussergerichtliche
Abmachungen zwischen dem Täter und
der Familie des Opfers auszuhandeln,
speziell wenn es sich beim Opfer um eine
Minderjährige handelt. So galt bis vor
kurzem laut Artikel 200 des Strafgesetz-
buches dass, wenn der Täter das (über
zwölfjährige) Opfer heiratet, eine Verge-
waltigung nicht strafrechtlich verfolgt

wird.
Dieser Artikel 200 wurde aber An-

fang Dezember vom Verfassungsgericht
provisorisch suspendiert. Der Artikel
wurde von Frauen- und Menschenrecht-
lerInnen als „archaisch“ bezeichnet,
weshalb er unbedingt ausser Kraft ge-
setzt werden müsse. Ab sofort ist die
Staatsanwaltschaft verpflichtet, auch
solche Fälle als Offizialdelikte zu verfol-
gen.

In dem in der Studie von IECCP
untersuchten Jahr 2003 wurden von den
229’572 bei der Staatsanwaltschaft ein-
gereichten Klagen 33% ergebnislos ar-
chiviert, 12% wurden abgewiesen, in 3%
wurde das Verfahren eingestellt und
39.59% sind noch hängig.

3% stets anwesend
Guatemala, 05. Dez. Gesundheitli-

che Probleme, Auslandsreisen, gefolgt
von Familiären Angelegenheiten, Stras-
sensprerren oder Demonstrationen sind
nur manche der Entschuldigungen, mit
denen 153 der insgesamt 158 Kongres-
sabgeordneten ihre Abwesenheit in ei-
nigen der 67 ordentlichen Sitzungen des
Kongresses zwischen dem 14. Januar
und 27. Oktober diesen Jahres rechtfer-
tigten. Gemäss der Anwesenheitskon-
trolle, die von der Technischen Abtei-
lung geführt wird, waren lediglich fünf
der Abgeordneten – 3 % - in allen Sit-
zungen anwesend, und vier fehlten nur
in einer.

Gemäss des Jahresberichts erhielt
der Kongressvorstand während des ge-
nannten Zeitraums 1’220 Entschuldigun-
gen von den 153 Kongressmitgliedern.
Die Parlamentsstatuten erlauben der-
weil, dass irgendeine Rechtfertigung für
das Fehlen ausreicht, um Abzüge von
70% der täglichen Diäten zu vermeiden,
die für eine Plenarsitzung erstattet wer-
den.
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Guatemala, 12. Dez. Statistiken von
Schulzentren im Munizip San Raymun-
do zeigen auf, dass 9 von 10 Mädchen
und Jungen im Alter von 5 Jahren sich
an der Herstellung von Feuerwerkskör-
pern beteiligen müssen, eine, gerade für
diese Region, typische Familienstrate-
gie zum alltäglichen Überleben. Die In-
ternationale Arbeitsorganisation (ILO)
ermitttelte in San Raymundo und San
Juan Sacatepéquez, wo sich 95% der
nationalen Knaller-Produktion konzen-
trieren, mittels einer Studie, dass hier
7´791 Personen in diesem Arbeitsbereich
tätig sind, 3´700 davon sind minderjäh-
rige Mädchen und Jungen.

Jeder Familie werden 5 Quetzales
(ca. US-$ 0,65) für ein Dutzend China-
böller gezahlt, in einer Woche verdient
sie rund 300 Quetzales bei einem Arbeits-
pensum von 14 Stunden täglich von min-
destens fünf Familienmitgliedern.

Auch wenn es ums Überleben der
Familien gehe, versichert die Abgeord-
nete Nineth Montenegro, dass es sich
um eine Angelegenheit des Innenmini-
steriums handelt, das die Lizenzen für
die Vertreibung von Kaliumchlorit und
Schwarzpulver vergibt, ein Vorgang, der
ohne vorherige Inspektionen hinsicht-
lich der Anwesenheit von Kindern in den
Produktionsstätten durchgeführt werde.
Montenegro stimmt mit der Beauftrag-
ten für Kinder und Jugendliche des
Menschenrechtsprokurats (PDH), Nidia
Aguilar, überein, die betont, dass die Re-
gierung öffentliche Politikansätze für die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung

Alle Jahre wieder - Schwarzpulver: Lebensgarant für Kinder
vorantreiben und Arbeitsalternativen
für die Familien bieten müsse, die wei-
terhin Feuerwerkskörper herstellten, so-
lange sie in extremer Armut lebten.
Die Produktion von Knallern stellt für
die Unternehmer einen Gewinn von rund
40 Mio. Quetzales im Jahr dar, während
die darin tätigen Familien unter einer
Decke von Straflosigkeit, institutionel-

ler Gleichgültigkeit und speziell die Mäd-
chen und Jungen in einer Situation ex-
tremer Gefährdung arbeiten, denn sie tra-
gen den Schaden bei jeglichem Unfall.

Gerade - aber nicht nur - in der (Vor-
)Weihnachtszeit gehört in Guatemala das
massenweise Abfeuern von Knallkör-
pern zur weit verbreiteten Tradition, un-
geachtet der Uhrzeit und dem Ort.

Liebe Leserin, lieber Leser!

Wir von der ¡Fijáte!-Redaktion wünschen Euch alles Gute zum neuen Jahr. Wir danken allen, die uns auch im vergan-
genen Jahr wieder „hinter den Kulissen“ in unserer Arbeit unterstützt haben, die uns mit Informationen beliefert, uns
inhaltlich, administrativ und technisch begleitet haben. Und wir danken Euch für Euer Interesse am ¡Fijáte! und an
Guatemala und hoffen, Euch auch nächstes Jahr zu unseren LeserInnen zählen zu können.

Wie bereits im Mai angekündigt, kommt es zum neuen Jahr zu einer grundlegenden Veränderung: Barbara wird sich
aus persönlichen Gründen aus der permanenten Redaktion zurückziehen, die sie im Sommer 1999 erst allein übernommen
hat, seit Frühjahr 2002 haben wir sie gemeinsam bestritten. Die Verwirklichung von Barbaras ursprünglicher Idee, bereits
zum Jahr 2003 „auszusteigen“, hat sich – zu meinem und des ¡Fijáte!’s Glück – bis jetzt also hinausgezögert und wird auch
nicht komplett vollzogen, als Freie Mitarbeiterin wird Barbara unserem „Kinde“, wie wir den ¡Fijáte! liebevoll unter uns
beiden „Müttern“ genannt haben, treu bleiben.

Vielen Dank an dieser Stelle Dir, Barbara, für die schöne, bereichernde, mir wertvolle gemeinsame ¡Fijáte!-Zeit und die
Freundschaft, die während dieser zwischen uns gewachsen ist! Schön, dass Du die bleibende Mutter und das Kind nicht
ganz verlässt!

Eine Verstärkung des Teams der Erziehungsbeauftragten ist wahrscheinlich in Person eines Ziehvaters in Aussicht.
Auch wenn die Umstrukturierung noch nicht geklärt ist, ist das regelmässige Erscheinen der 14täglichen „Nachrichten,
Informationen und Berichte zu Guatemala“ garantiert!

Mit der nächsten Ausgabe des ¡Fijáte!, die voraussichtlich am 11. Januar erscheint, bekommt Ihr die Jahresrechnung
für 2006 mit der Bitte, diese bald zu begleichen.

Wir möchten an dieser Stelle noch einmal auf die Webseite >www.guatemala.de< hinweisen, wo Ihr nebst anderen
Informationen zu Guatemala auch die älteren Ausgaben des ¡Fijáte! samt Suchprogramm findet. Ein herzliches Dankeschön
an Ottmar Zimmer für den treuen Service der steten Aktualisierung!

Herzlichen Dank,

Barbara Müller und Christiane Treeck

Guatemala, 16. Dez. Kommentare,
geschrieben auf einer mechanischen
Schreibmaschine, hinterlassen auf Poli-
zeiformularen, erzählen eine Ge-
schichte, die nach Ansicht des Men-
schenrechtsprokurats (PDH) die Rolle
der politischen Verfolgerin bestätigt, die
die Nationalpolizei (PN) während des
internen bewaffneten Konflikts spielte.
Die PN-Akten, die seit Juli diesen Jah-
res in diversen Departements lokalisiert
wurden, zählten laut PDH bald 120 Mil-
lionen Seiten und stellten das grösste
entsprechende Archiv in Lateinamerika
dar. (siehe ¡Fijáte! 342)

In erster Linie dienten die Doku-
mente wohl der Datenregistrierung ei-
ner Person, der von der Verkehrsabtei-
lung ein Führerschein ausgestellt wur-
de. Carla Villagran, Leiterin der Studien-
und Analyseabteilung der PDH, berich-
tet, dass auf der Rückseite der Papiere
zahlreiche Notizen zu finden seien, die
Kommentare hinsichtlich der - laut An-
sicht der PN - „wirklichen Tätigkeit“ der

registrierten Person beinhalten. Z. B.,
dass sie einem Guerilla-Kader angehöre
oder, so der Fall des jetzigen Abgeord-
neten Mario Chávez, in rot die Notiz
„Kommunist“. Andere Vermerke weisen
ohne nähere Details darauf hin, dass die
Person vor ein Militärgericht geladen sei.
Neben den Führerscheinformularen gibt
es laut Villagran auch Unterlagen, die für
die Dokumentierung von Festnahmen
wegen gewöhnlicher Verbrechen, wegen
politischer Aktivitäten und gar für An-
gelegenheiten post mortem dienten.

Derweil sind in den Archiven Do-
kumente über historische Führungsper-
sonen der Guatemaltekischen Arbeits-
partei (PGT) und bekannte Gewerk-
schaftsführer gefunden worden.

Die Formulare enthüllen zudem,
dass es eine PN-interne Nomenklatur
gab, die auf das Schicksal der festge-
nommenen Personen hinweisen, ein
Hoffnungsschimmer für die Ermittlungen
der 50’000 Fälle gewaltsamen Ver-
schwindens während des Konflikts.

Hoffnung in Polizei-Archive


